
 

 

 

BUNDESFINANZHOF 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Einkünfte aus Kapitalvermögen aus einem als Eigenbe trieb ge-
führten BgA 
 
1. Die Auflösung von Rücklagen zu Zwecken außerhalb  des BgA 
führt zu Einkünften aus Kapitalvermögen der Trägerk örper-
schaft. Dies gilt auch für Gewinne des BgA, die im ersten Jahr 
der Geltung des KStG i.d.F. des StSenkG vom 23. Okt ober 2000 
erwirtschaftet wurden. Die Annahme, der Gewinn des BgA und die 
Einkünfte aus Kapitalvermögen würden gleichzeitig e rzielt, 
gilt nicht für einen nach den Eigenbetriebsgesetzen  der Länder 
geführten BgA (Abgrenzung zum Senatsurteil vom 11. Juli 2007 
I R 105/05, BFHE 218, 327, BStBl II 2007, 841). 
 
2. Gewinne eines als Eigenbetrieb geführten BgA, de ren Über-
führung in den allgemeinen Haushalt noch nicht besc hlossen 
wurde und die auch nicht ohne einen entsprechenden Beschluss 
tatsächlich an die Trägerkörperschaft zur allgemein en Verwen-
dung geleistet wurden (vGA), führen noch nicht zu E inkünften 
i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG 2002, so ndern gel-
ten als den Rücklagen zugeführt. 
 
3. In die Verwendungsrechnung des § 27 Abs. 1 Satz 3 KStG 2002 
sind --von Kapitalherabsetzungen abgesehen-- sämtli che Trans-
ferleistungen des Eigenbetriebs an seine Trägerkörp erschaft, 
die nicht auf der Grundlage eines steuerlich anzuer kennenden 
(fiktiven) gegenseitigen Vertrages erbracht werden,  einzube-
ziehen. Allein der Ausschüttungsbeschluss führt zu einem Ab-
fluss der entsprechenden Leistung beim BgA und dami t zu einer 
Minderung des steuerlichen Einlagekontos.  
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4. Der Kapitalertragsteuer werden sachverhaltsbezog en nur ein-
zelne Einkünfte unterworfen. Das FG kann daher nich t im Wege 
der Saldierung einen in einem Kapitalertragsteuerbe scheid 
nicht enthaltenen Sachverhalt erfassen. 
 
 
 
EStG 2002 § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3, § 20 Abs. 1 Nr.  10 
Buchst. b, § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7c, § 44 Abs. 1 S atz 1 und 
3, § 44 Abs. 6 Satz 1, 2 und 4 
EStG 1997 i.d.F. des StSenkG § 52 Abs. 37a Satz 1 u nd 2 
KStG 2002 § 1 Abs. 1 Nr. 6, § 4 Abs. 1, § 27 Abs. 1  Satz 3 und 
4, § 27 Abs. 7, § 28 Abs. 2 Satz 2 
 
Urteil vom 16. November 2011     I R 108/09 
 
Vorinstanz: Hessisches FG vom 7. Oktober 2009  4 K 3240/06 
(EFG 2010, 1319) 
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G r ü n d e  

 

I. 

Der Kläger und Revisionsbeklagte (Kläger), eine Kör perschaft 

des öffentlichen Rechts (Kreis), unterhält mit dem Eigenbe-

trieb "..." seit 1991 einen Betrieb gewerblicher Ar t (BgA) 

i.S. der §§ 1 Abs. 1 Nr. 6, 4 Abs. 1 des 

Körperschaftsteuergesetzes (KStG 2002). Der Eigenbe trieb 

unterliegt den Vorschriften des Hessischen Eigenbe-

triebsgesetzes. Dem BgA zugeordnet sind als gewillk ürtes Be-

triebsvermögen Aktien an einem ...-Unternehmen. Die  Hälfte 

dieser Anteile wurde im Mai 2002 zu einem Preis von  

53.691.673,96 € veräußert. Der BgA erzielte hieraus  einen au-

ßerordentlichen Ertrag in Höhe von 41.423.000 €. 

 

Der Kreistag des Klägers beschloss am 23. September  2002 fol-

gende Ausschüttung des BgA an den Kläger: 

 

 € 

Allgemeine Rücklage 16.068.652,18 

Bilanzgewinn bis einschließlich 2000  3.616.329,10 

Bilanzgewinn 2001  6.904.734,05 

Vorabausschüttung Jahresgewinn 2002  7.649.001,74 

Herabsetzung Stammkapital auf 0 €  2.761.282,93 

Summe 37.000.000,00 

 

In der gleichen Sitzung beschloss der Kreistag, das  Stammkapi-

tal von 2.761.282,93 € auf 0 € herabzusetzen. Die a uszuzahlen-

den Beträge wurden aus dem Verkaufserlös der Aktien  finan-

ziert. 

 

Der BgA erwirtschaftete im Jahr 2002 einen Jahresge winn von 

40.212.574,54 €. Mit Beschluss des Kreistages vom 2 4. Februar 
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2003 wurde das Stammkapital des BgA auf 2 Mio. € ne u festge-

setzt und aus Eigenmitteln (Gewinnen) finanziert. I n einem 

weiteren Beschluss des Kreistages vom 24. Februar 2 003 wurde 

in Ergänzung des Beschlusses vom 23. September 2002  beschlos-

sen, dem Kläger zusätzlich einen Rückzahlungsanspru ch gegen 

den BgA in Höhe von 4.363.890,44 € einzuräumen, so dass der 

(Brutto-)Ausschüttungsbetrag insgesamt 41.363.890,4 4 € betrug. 

 

Der Kläger meldete mit Steueranmeldung für Oktober 2002 vom 

20. Dezember 2002  1.627.024,60 € Kapitalertragsteu er zuzüg-

lich Solidaritätszuschlag zur Kapitalertragsteuer a n. Darin 

wertete er als kapitalertragsteuerpflichtig den Bil anzgewinn 

2001 sowie die Vorabausschüttung des Jahresgewinns 2002. Der 

Beklagte und Revisionskläger (das Finanzamt --FA--)  war hinge-

gen der Auffassung, auch die Rückzahlung des Stammk apitals sei 

kapitalertragsteuerpflichtig und setzte mit Änderun gsbescheid 

vom 24. Februar 2006 Kapitalertragsteuer für 2002 i n Höhe von 

1.935.720 € fest. Dem lag als Bemessungsgrundlage d ie Summe 

der Ausschüttungen aus der Vorabausschüttung 2002 

(7.649.001,74 €), des Bilanzgewinns 2001 (6.904.734 ,05 €) und 

der Herabsetzung des Stammkapitals (2.761.282,93 €)  in Höhe 

von 17.315.018,71 € zu Grunde, woraus sich ein Auss chüttungs-

betrag einschließlich Kapitalertragsteuer in Höhe v on 

19.357.203,71 € und eine Kapitalertragsteuer von 1. 935.720 € 

ergab. 

 

Mit seiner Klage begehrte der Kläger eine Festsetzu ng der Ka-

pitalertragsteuer auf 855.114 €. Er war nunmehr der  Auffas-

sung, nur die Vorabausschüttung des Jahresgewinns 2 002 führe 

zu kapitalertragsteuerpflichtigen Einkünften. Die K lage hatte 

insoweit Erfolg, als das Hessische Finanzgericht (F G) mit Ur-

teil vom 7. Oktober 2009  4 K 3240/06 die Kapitaler tragsteuer 

2002 auf 1.201.289 € festsetzte. Im Übrigen wies es  die Klage 
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ab. Es hielt die Vorabausschüttung des Jahresgewinn s 2002 in 

Höhe von 7.649.001,74 € und den Rückzahlungsanspruc h in Höhe 

von 4.363.890,44 € für kapitalertragsteuerpflichtig . Im Übri-

gen sei der Gewinn 2002 den Rücklagen zugeführt wor den. Die 

Ausschüttung der übrigen Beträge führe nicht zu Ein künften aus 

Kapitalvermögen. Das Urteil des FG ist in Entscheid ungen der 

Finanzgerichte 2010, 1319 veröffentlicht. 

 

Mit seiner Revision rügt das FA eine Verletzung mat eriellen 

Rechts; das FG habe zu Unrecht den Bilanzgewinn 200 1 

(6.904.734,05 €) und die Herabsetzung des Stammkapi tals 

(2.761.282,93 €) nicht in die Bemessungsgrundlage d er Kapital-

ertragsteuer einbezogen. Das FA beantragt, das Urte il des FG 

aufzuheben und die Klage abzuweisen. 

 

Der Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen. 

 

II. 

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung  des FG-Ur-

teils und zur Zurückverweisung der Sache an das FG (§ 126 

Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO --). Die 

Feststellungen des FG ermöglichen keine abschließen de Beurtei-

lung, in welcher Höhe die Kapitalertragsteuer festz usetzen 

ist. 

 

1. Von Kapitalerträgen i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b 

des Einkommensteuergesetzes 2002 (EStG 2002) wird d ie Einkom-

mensteuer durch Abzug vom Kapitalertrag erhoben (§ 43 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 7c EStG 2002). Als Gläubiger der Kapital erträge und 

damit als Schuldner der Kapitalertragsteuer (§ 44 A bs. 1 

Satz 1 EStG 2002) gilt in diesen Fällen gemäß § 44 Abs. 6 

Satz 1 EStG 2002 die juristische Person des öffentl ichen 

Rechts; der BgA gilt als Schuldner der Kapitalerträ ge. Die Ka-

8 

9 

10 

11 



- 4 - 

- 5 - 

 

pitalertragsteuer entsteht, auch soweit sie auf ver deckte Ge-

winnausschüttungen (vGA) entfällt, die im abgelaufe nen Wirt-

schaftsjahr vorgenommen worden sind, im Zeitpunkt d er Bilan-

zerstellung; sie entsteht spätestens acht Monate na ch Ablauf 

des Wirtschaftsjahrs; in den Fällen des § 20 Abs. 1  Nr. 10 

Buchst. b Satz 2 EStG 2002 entsteht sie am Tag nach  der Be-

schlussfassung über die Verwendung (§ 44 Abs. 6 Sat z 2 EStG 

2002). Die Kapitalertragsteuer ist gemäß § 44 Abs. 6 Satz 4 

i.V.m. Abs. 1 Satz 3 EStG 2002 von der die Kapitale rträge aus-

zahlenden Stelle für Rechnung des Gläubigers der Ka pitaler-

träge einzubehalten. 

 

2. Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen i.S. des §  20 Abs. 1 

Nr. 10 Buchst. b EStG 2002 gehören bei nicht von de r Körper-

schaftsteuer befreiten BgA i.S. des § 4 KStG 2002 o hne eigene 

Rechtspersönlichkeit unter den weiteren in der Vors chrift ge-

nannten Voraussetzungen der nicht den Rücklagen zug eführte Ge-

winn und vGA. Die Auflösung der Rücklagen zu Zwecke n außerhalb 

des BgA führt zu einem Gewinn i.S. des Satzes 1. § 20 Abs. 1 

Nr. 10 Buchst. b EStG 2002 enthält eine Ausschüttun gsfiktion, 

denn aufgrund der fehlenden rechtlichen Selbständig keit des 

BgA kann eine tatsächliche Gewinnausschüttung an di e Träger-

körperschaft nicht erfolgen (BTDrucks 14/2683, S. 1 14 f.).  

 

3. Der BgA "..." ist rechtlich unselbständig, ermit telt seinen 

Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich und hat im 

Wirtschaftsjahr 2002, das dem Kalenderjahr entspric ht, einen 

Gewinn in Höhe von 40.212.574,54 € erzielt. Dieser Gewinn 

führt gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG 2002 beim Kläger 

grundsätzlich zu Einkünften aus Kapitalvermögen, so fern er 

nicht den Rücklagen zugeführt wurde. 
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4. Nach den Feststellungen des FG unterliegt der Bg A dem 

Hessischen Eigenbetriebsgesetz. Während bei Regiebe trieben 

Einnahmen und Ausgaben unmittelbar in den allgemein en Haushalt 

der Trägerkörperschaft fließen und von dort bestrit ten werden, 

kann die Trägerkörperschaft auf die im Eigenbetrieb  erzielten 

Gewinne nicht unmittelbar zugreifen (vgl. Senatsurt eil vom 

23. Januar 2008 I R 18/07, BFHE 220, 357, BStBl II 2008, 573). 

Denn es handelt sich um eine organisatorisch und ha ushaltsmä-

ßig verselbständigte Einrichtung, die finanzwirtsch aftlich 

Sondervermögen der Trägerkörperschaft ist. Erst wen n das hier-

für zuständige Gremium --im Streitfall der Kreistag -- be-

schließt, den Gewinn ganz oder teilweise in den all gemeinen 

Haushalt der Trägerkörperschaft zu überführen, kann  die Trä-

gerkörperschaft hierüber verfügen. 

 

Hieraus folgt, dass in Eigenbetrieben erzielte Gewi nne, deren 

Überführung in den allgemeinen Haushalt noch nicht beschlossen 

wurde und die auch nicht ohne einen entsprechenden Beschluss 

tatsächlich an die Trägerkörperschaft zur allgemein en Verwen-

dung geleistet wurden (vGA), noch nicht zu Einkünft en i.S. des 

§ 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG 2002 führen, sond ern als den 

Rücklagen zugeführt gelten.  

 

Soweit die Verwaltung (Schreiben des Bundesminister iums der 

Finanzen --BMF-- vom 8. August 2005, BStBl I 2005, 831) die 

Bildung von Rücklagen in Abkehr von ihrer bisherige n Auffas-

sung (BMF-Schreiben vom 11. September 2002, BStBl I  2002, 935) 

nur zulassen will, wenn die Zwecke des BgA ohne die  Rücklagen-

bildung nachhaltig nicht erfüllt werden können, fol gt dem der 

Senat für Eigenbetriebe nicht (gleicher Ansicht Bot t, Deutsche 

Steuer-Zeitung 2009, 710, 724). § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b 

EStG 2002, dessen Wortlaut eine dementsprechende Ei nschränkung 

nicht enthält, bezweckt, die juristische Person des  öffentli-
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chen Rechts mit ihrer wirtschaftlichen Betätigung d urch den 

rechtlich unselbständigen BgA im Ergebnis derselben  Steuerbe-

lastung zu unterwerfen wie Anteilseigner, die sich wirtschaft-

lich über eine Kapitalgesellschaft betätigen (BTDru cks 

14/2683, S. 114; vgl. Senatsurteil in BFHE 220, 357 , BStBl II 

2008, 573). Der im BgA erzielte Gewinn wird daher e iner zu-

sätzlichen Kapitalertragsteuerbelastung unterworfen . Solange 

der in einem Eigenbetrieb erzielte Gewinn der Träge rkörper-

schaft aber nicht zur Verwendung im allgemeinen Hau shalt zur 

Verfügung gestellt wird, kann diese hierauf ebenso wenig zu-

greifen wie in der vergleichbaren Situation der Ant eilseigner 

einer Kapitalgesellschaft auf den Gewinn der Gesell schaft. In-

soweit unterscheiden sich Regie- und Eigenbetriebe.  Über Ge-

winne eines Regiebetriebs kann die Trägerkörperscha ft unmit-

telbar verfügen, sodass es gerechtfertigt ist, Rück lagen nur 

zuzulassen, wenn dies betrieblich erforderlich ist.  

 

5. Der Kreistag hat am 23. September 2002 eine Vora bausschüt-

tung des Jahresgewinns 2002 in Höhe von 7.649.001,7 4 € be-

schlossen. Zutreffend hat das FG angenommen, dass i nsoweit 

grundsätzlich kapitalertragsteuerpflichtige Einkünf te i.S. des 

§ 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG 2002 vorliegen. I n dieser 

Höhe ist der Gewinn des Jahres 2002 nicht den Rückl agen zuge-

führt, sondern in den allgemeinen Haushalt des Kläg ers ausge-

schüttet worden. Ob es sich um eine vGA oder eine o ffene Aus-

schüttung handelt, kann dahingestellt bleiben, weil  die 

Rechtsfolgen hier wie dort gleich sind. Die Kapital ertrag-

steuer entsteht sowohl für offene Ausschüttungen al s auch für 

vGA im Zeitpunkt der Bilanzerstellung, spätestens j edoch acht 

Monate nach Ablauf des Wirtschaftsjahrs (§ 44 Abs. 6 Satz 2 

EStG 2002). 
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6. Das FG hat angenommen, der Kläger habe auch inso weit Ein-

künfte aus Kapitalvermögen erzielt, als ihm durch B eschluss 

des Kreistages vom 24. Februar 2003 ein Rückzahlung sanspruch 

von 4.363.890,44 € eingeräumt worden ist. Dies trif ft zwar zu. 

Denn ab diesem Zeitpunkt konnte der Kläger über die sen Teil 

des Gewinns frei verfügen und es stand fest, dass e ine Ge-

winnrücklage nicht gebildet werden sollte. Dieser S achverhalt 

war aber nicht Gegenstand der angefochtenen Kapital ertragsteu-

erfestsetzung und damit auch nicht Gegenstand der A nfechtungs-

klage vor dem FG.  

 

Während Körperschaftsteuer- und Einkommensteuerbesc heide sämt-

liche Einkünfte erfassen, die innerhalb des Veranla gungszeit-

raums bezogen werden, werden der Kapitalertragsteue r nur ein-

zelne Einkünfte unterworfen. Die Anmeldung der Kapi talertrag-

steuer gemäß § 45a i.V.m. § 44 Abs. 1 und Abs. 6 ES tG 2002 ist 

deswegen ebenso wie die davon abweichende Nachforde rung durch 

einen Festsetzungsbescheid gemäß § 167 Abs. 1 Satz 1 der Abga-

benordnung unbeschadet des in § 44 Abs. 1 Satz 5 ES tG 2002 ge-

regelten Anmeldungszeitraums sachverhalts- und nich t zeitraum-

bezogen ausgestaltet. Bei Zusammenfassung mehrerer Zahlungen 

in einer Anmeldung oder in einem Nachforderungsbesc heid han-

delt es sich mithin um einen sog. Sammelbescheid; e s liegen 

mehrere Streitgegenstände vor. Im Streitfall hat da s FA zwar 

--insoweit missverständlich-- den angefochtenen Nac hforde-

rungsbescheid über Kapitalertragsteuer mit "Zeitrau m 2002" be-

zeichnet. Es hat aber im Bescheid jene Vorgänge, di e es als 

kapitalertragsteuerpflichtig beurteilt hat, im Einz elnen be-

nannt: die Herabsetzung des Stammkapitals, die Auss chüttung 

des Gewinns 2001 und die Vorabausschüttung des Gewi nns 2002. 

Streitgegenstand kann daher auch nur die Frage sein , ob diese 

Ausschüttungen eine Kapitalertragsteuerpflicht ausl ösen, nicht 

aber, ob weitere, bislang nicht einbezogene steuera uslösende 
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Beträge aus dem Gewinn des Jahrs 2002 kapitalertrag steuer-

pflichtig sind.  

 

7. Das FG hat zu Unrecht angenommen, dass die Aussc hüttung des 

Bilanzgewinns 2001 in Höhe von 6.904.734,05 € nicht  zu Ein-

künften aus Kapitalvermögen i.S. des § 20 Abs. 1 Nr . 10 

Buchst. b EStG 2002 geführt hat. 

 

a) Gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b Satz 2 EStG 2 002 führt 

die Auflösung von Rücklagen zu Zwecken außerhalb de s BgA zu 

Einkünften aus Kapitalvermögen. Da die Vorschrift i m Wirt-

schaftsjahr 2002 anwendbar ist (§ 52 Abs. 37a Satz 2 EStG 

2002/1997 i.d.F. des Gesetzes zur Senkung der Steue rsätze und 

zur Reform der Unternehmensbesteuerung --StSenkG-- vom 

23. Oktober 2000, BGBl I 2000, 1433), hat der Kläge r Einkünfte 

aus Kapitalvermögen in dieser Höhe erzielt, für die  Kapitaler-

tragsteuer am Tag nach der Beschlussfassung über di e Verwen-

dung entstanden ist (§ 44 Abs. 6 Satz 2 EStG 2002).   

 

b) Der Senat hat allerdings mit Urteil vom 11. Juli  2007 

I R 105/05 (BFHE 218, 327, BStBl II 2007, 841) ents chieden, 

dass Gewinne eines BgA ohne eigene Rechtspersönlich keit, die 

--bei kalenderjahrgleichem Wirtschaftsjahr-- 2001 e rwirtschaf-

tet werden, noch nicht zu Einkünften aus Kapitalver mögen füh-

ren. Dem lag die Erwägung zu Grunde, dass der Gewin n des BgA 

und die Einkünfte aus Kapitalvermögen wegen der rec htlichen 

Identität der Trägerkörperschaft und des BgA zeitgl eich er-

zielt würden. Diese zu einem Regiebetrieb entwickel te Annahme 

ist auf den hier vorliegenden Fall des Eigenbetrieb s nicht 

übertragbar. Wie vorstehend unter II.4. und im Sena tsurteil in 

BFHE 220, 357, BStBl II 2008, 573, unter II.2.b cc ausgeführt, 

kann die Trägerkörperschaft auf in Eigenbetrieben e rwirtschaf-

tete Gewinne --ähnlich dem Anteilseigner einer Kapi talgesell-
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schaft-- erst zugreifen, wenn der Gewinn durch Auss chüttungs-

beschluss oder vGA an die Trägerkörperschaft für Zw ecke außer-

halb des BgA überführt wird. Dies rechtfertigt es, auch erst 

zu diesem Zeitpunkt von einer Verwirklichung des Ta tbestands 

des § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG 2002 auszugeh en. Soweit 

sich die Ausführungen im Senatsurteil in BFHE 218, 327, BStBl 

II 2007, 841 unterschiedslos auf alle BgA ohne eige ne Rechts-

persönlichkeit beziehen, hält der Senat daran mithi n nicht 

fest. 

 

c) § 52 Abs. 37a Satz 2 EStG 1997 i.d.F. des StSenk G stellt 

entgegen der Auffassung des Klägers den vom BgA erz ielten Ge-

winn 2001 nicht unabhängig davon frei, wann er der Trägerkör-

perschaft zugeflossen ist. Der Wortlaut der Regelun g könnte 

zwar diese Deutung zulassen. Dies ließe aber außer Acht, dass 

§ 52 Abs. 37a EStG 1997 i.d.F. des StSenkG eine Übe rleitungs-

vorschrift zu § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b Satz 2 E StG 1997 

i.d.F. des StSenkG ist und folglich nur regeln kann , wann die 

Trägerkörperschaft erstmals Einkünfte aus Kapitalve rmögen er-

zielt. § 52 Abs. 37a Satz 2 EStG 1997 i.d.F. des St SenkG ist 

daher dahingehend auszulegen, dass die Trägerkörper schaft 

--bei kalenderjahrgleichem Wirtschaftsjahr-- erstma ls in 2002 

(fiktiv) zugeflossene Gewinne ihrer BgA als Einkünf te aus Ka-

pitalvermögen versteuern muss. Wird der Gewinn 2001  eines Ei-

genbetriebs weder im Wege der vGA noch durch Voraba usschüttung 

an die Trägerkörperschaft ausgeschüttet, sondern er st durch 

Gewinnverwendungsbeschluss im Jahr 2002 der Trägerk örperschaft 

zugewiesen oder wird er zur Gänze zunächst den Rück lagen zuge-

führt und später aufgelöst, steht § 52 Abs. 37a Sat z 2 EStG 

1997 i.d.F. des StSenkG der Anwendung des § 20 Abs.  1 Nr. 10 

Buchst. b Satz 2 EStG 2002 nicht entgegen. Nur dies e Auslegung 

meidet Wertungswidersprüche zu § 52 Abs. 37a Satz 1  EStG 1997 

i.d.F. des StSenkG, nach der bei rechtlich selbstän digen BgA 
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die Trägerkörperschaft erstmals Leistungen als Eink ünfte aus 

Kapitalvermögen i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst.  a EStG 

1997 i.d.F. des StSenkG versteuern muss, die --bei kalender-

jahrgleichem Wirtschaftsjahr-- im Wirtschaftsjahr 2 002 der 

Trägerkörperschaft zufließen. Es ist nicht ersichtl ich, dass 

der Gesetzgeber abweichend hiervon bei rechtlich un selbständi-

gen BgA den im ersten Jahr des Halbeinkünfteverfahr ens erziel-

ten Gewinn gänzlich als Einkünfte aus Kapitalvermög en frei-

stellen wollte. 

 

8. Ob die Herabsetzung des Nennkapitals eine Voraba usschüttung 

des Gewinns 2002 ist und damit im Grundsatz zu kapi talertrag-

steuerpflichtigen Einkünften aus Kapitalvermögen fü hrt, hängt 

davon ab, ob diese nach den landesrechtlichen Vorsc hriften zu-

lässig war. Feststellungen zum einschlägigen Landes recht hat 

das FG --aus seiner rechtlichen Sicht zu Recht-- ni cht getrof-

fen. Da die Feststellung von Landesrecht zu den tat sächlichen 

Feststellungen gehört (§ 118 Abs. 2 FGO), kann der Senat sie 

nicht selbständig treffen. Sollte eine Herabsetzung  des Nenn-

kapitals und zeitnahe Heraufsetzung des Nennkapital s in nahezu 

gleicher Höhe nach den einschlägigen landesrechtlic hen Vor-

schriften zulässig gewesen sein, führte dies zu ein em Zugang 

auf dem steuerlichen Einlagekonto in Höhe des Nennk apitals und 

einem entsprechenden Abgang, ohne dass die Verwendu ngsreihen-

folge des § 27 Abs. 1 Satz 3 KStG 1999 n.F. zu beac hten ist 

(§ 27 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 28 Abs. 2 Satz 2 KStG 1999 n.F.; 

Berninghaus in Herrmann/Heuer/Raupach, § 27 KStG Rz  150; 

Gosch/Heger, KStG, 2. Aufl., § 28 Rz 21a). Es läge dann eine 

steuerfreie Einlagenrückgewähr vor. War hingegen di e Herabset-

zung des Nennkapitals und die unverzügliche nachfol gende He-

raufsetzung landesrechtlich nicht erlaubt, handelt es sich um 

eine kapitalertragsteuerpflichtige Vorabausschüttun g des Ge-

winns 2002.  
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9. In welcher Höhe der Kläger steuerpflichtige Eink ünfte i.S. 

des § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG 2002 erzielt hat, hängt 

auch von den Beständen des steuerlichen Einlagekont os des BgA 

zum 31. Dezember 2001 ab. Denn steuerpflichtige Ein künfte lie-

gen insoweit nicht vor, als für die Ausschüttungen Beträge aus 

dem steuerlichen Einlagekonto des BgA i.S. des § 27  KStG 2002 

als verwendet gelten (§ 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b Satz 5 

i.V.m. Nr. 1 Satz 3 EStG 2002; vgl. Senatsurteil vo m 9. Juni 

2010 I R 43/09, BFH/NV 2010, 2117, a.E.). Das FG ha t hierzu 

keine Feststellungen getroffen; aus den Akten ist a ber er-

sichtlich und wurde so von den Beteiligten in der m ündlichen 

Verhandlung auch bestätigt, dass der Stand zum 31. Dezember 

2001  19.684.971,28 € betragen hat.  

 

a) Gemäß § 27 Abs. 1 Satz 3 KStG 2002 mindern Leist ungen der 

Kapitalgesellschaft mit Ausnahme der Rückzahlung vo n Nennkapi-

tal i.S. des § 28 Abs. 2 Satz 2 KStG 2002 das steue rliche Ein-

lagekonto nur, soweit die Summe der im Wirtschaftsj ahr er-

brachten Leistungen den auf den Schluss des vorange gangenen 

Wirtschaftsjahrs ermittelten ausschüttbaren Gewinn übersteigt. 

Als ausschüttbarer Gewinn gilt das um das gezeichne te Kapital 

geminderte in der Steuerbilanz ausgewiesene Eigenka pital ab-

züglich des Bestands des steuerlichen Einlagekontos  (§ 27 

Abs. 1 Satz 4 KStG 2002). Diese Vorschriften gelten  sinngemäß 

auch für BgA (§ 27 Abs. 7 KStG 2002), die seit Einf ührung des 

§ 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG 1997 i.d.F. des S tSenkG 

ebenfalls verpflichtet sind, ein steuerliches Einla gekonto zu 

führen (vgl. Senatsurteil vom 21. August 2007 I R 7 8/06, BFHE 

218, 515, BStBl II 2008, 317). 

 

b) Der Kreistag hat am 23. September 2002 beschloss en, insge-

samt 37 Mio. € an den Kläger auszuschütten. Insowei t handelt 
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es sich mit Ausnahme der Herabsetzung des Stammkapi tals --so-

fern diese Herabsetzung landesrechtlich wirksam ist -- sämtlich 

um Leistungen, die in die Verwendungsrechnung des §  27 Abs. 1 

Satz 3 KStG 2002 einzubeziehen sind. Denn unter Lei stungen 

sind alle Auskehrungen an die Gesellschafter --bei BgA an die 

Trägerkörperschaft-- zu verstehen, die ihre Ursache  im Gesell-

schaftsverhältnis haben (Senatsurteil in BFH/NV 201 0, 2117; 

BMF-Schreiben vom 4. Juni 2003, BStBl I 2003, 366, Tz. 11). 

Erfasst werden dabei Leistungen, die im Wirtschafts jahr er-

bracht, d.h. abgeflossen sind. Bezogen auf BgA, die  als Ei-

genbetriebe geführt werden, bedeutet dies, dass säm tliche 

Transferleistungen des BgA an seine Trägerkörpersch aft, die 

nicht auf der Grundlage eines steuerlich anzuerkenn enden (fik-

tiven) gegenseitigen Vertrages erbracht werden, Lei stungen 

i.S. des § 27 Abs. 1 Satz 3 KStG 2002 sind. Das Ges etz enthält 

zwar in § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG 2002 eine  Ausschüt-

tungsfiktion; im Rahmen der Verwendungsrechnung des  § 27 

Abs. 1 Satz 3 KStG 2002 kommt es aber --jedenfalls bei Eigen-

betrieben-- auf den tatsächlichen Abfluss an. Damit  werden 

BgA, die als Eigenbetriebe geführt werden, im Verhä ltnis zu 

ihrer Trägerkörperschaft wie selbständige Kapitalge sellschaf-

ten behandelt. Wie bei beherrschenden Gesellschafte rn einer 

Kapitalgesellschaft führt allerdings allein der Aus schüttungs-

beschluss zu einem Abfluss der entsprechenden Leist ung beim 

BgA und damit zu einer Minderung des steuerlichen E inlagekon-

tos (Urteil des Bundesfinanzhofs vom 17. November 1 998 

VIII R 24/98, BFHE 187, 292, BStBl II 1999, 223). 

 

c) Da der Stand des steuerlichen Einlagekontos zum 

31. Dezember 2001  19.684.971,28 € beträgt, hat ber eits die 

Auskehrung der allgemeinen Rücklagen und des Bilanz gewinns bis 

einschließlich 2000 der Höhe nach das steuerliche E inlagekonto 

vollständig aufgezehrt. Da das steuerliche Einlagek onto nicht 
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negativ werden kann (Senatsurteile vom 6. Oktober 2 009 

I R 24/08, BFH/NV 2010, 248; in BFH/NV 2010, 2117),  ist ausge-

schlossen, dass die übrigen Ausschüttungen (Bilanzg ewinn 2001, 

Vorabausschüttung Jahresgewinn 2002 und ggf. die He rabsetzung 

des Stammkapitals, falls diese landesrechtlich nich t anzuer-

kennen ist) aus dem steuerlichen Einlagekonto finan ziert wur-

den.  

 

10. Das FG ist von anderen rechtlichen Grundsätzen ausgegan-

gen. Sein Urteil ist daher aufzuheben. Die Sache is t aus den 

dargelegten Gründen nicht spruchreif und daher an d as FG zur 

erneuten Verhandlung und Entscheidung zurückzuverwe isen. Das 

FG wird bei der anderweitig festzusetzenden Kapital ertrag-

steuer zu berücksichtigen haben, dass sich die Kapi talertrag-

steuer aus dem Ausschüttungsbetrag zuzüglich der Ka pitaler-

tragsteuer ermittelt. 
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